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Allen, die versuchen, mit der Sprache pfleg-

lich umzugehen, gilt Aus dem Wörterbuch 
des Unmenschen als ein Muster wirksamer 

Sprachkritik. Von den Beispielen für die 

Sprache des „Dritten Reichs“, die Dolf 

Sternberger gemeinsam mit Gerhard Storz 

und Wilhelm E. Süskind unter diesem Ti-

tel zusammengetragen hat, blieb kaum 

etwas im Sprachgebrauch erhalten. Be-

zeichnende Ausnahme ist der „Kultur-

schaffende“ als Ausdruck der Fürsorge, 

die ein erfolgloser Maler und seine „Be-

wegung“ Aus erwählten dieser Gruppe an-

gedeihen ließ. Der meist ahnungslos ver-

wendete Begriff dient leider weiterhin als 

Sammelbezeichnung für höchst unter-

schiedliche Arten von Künstlern, wenn es 

um deren Förderung geht.
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Auch wenn der Jargon der „Volksgenos-

sen“ nahezu versickert ist, bleibt Sprach-

kritik doch unverzichtbar für eine poli-

tische Kultur, in der wir auf den Zugang  

zu Informationen angewiesen sind, der 

uns erlaubt, obwohl grundverschieden, in 

staatsbürgerlicher Gleichheit an öffent-

lichen Auseinandersetzungen teilzuneh-

men. Dabei reichen die Gegenstände sol-

cher Kritik von leichteren, jedoch keines- 

wegs folgenlosen Verfehlungen an der 

Sprache bis hin zu Formen des Gesin-

nungszwangs oder gar der unverhohlenen 

Refeudalisierung, also dem Versuch, indi-

viduelle Rechte in Gruppenprivilegien zu 

verwandeln.

Es ist daher nicht unbedingt ein bil-

dungsbürgerlicher Snobismus, Politiker 

zu kritisieren, wenn sie, „um etwas rüber-

zubringen“, die Sprache durch eine ver-

meintlich populäre Ausdrucksweise mal-

trä tieren. Ebenso ist es mehr als schlichtes 

Beharren auf dem Gewohnten, das Gen-

dern zu hinterfragen, wenn es nicht nur 

Sätze zerhackt, sondern auch zu wider-

sinnigen Aussagen führt, die im Interesse 

der Correctness hingenommen werden. 

Fatale Missverständnisse drohen, wenn 

Journalisten allzu oft anderes verbreiten, 

als sie eigentlich ausdrücken wollten, weil 

sie die indirekte Rede nicht beherrschen. 

Bewusste Irreführung ist es dagegen, wenn 

ein unangenehmer Zwang im Sinne eines 

„Newspeak“ – „Neusprech“ – euphemis-

tisch umbenannt wird, und schließlich 

entwertet es die Verfahren der Meinungs-

bildung, wenn diese nicht mehr als Mittel 

der Entscheidungsfindung, sondern als 

selbstzweckhafte, gemeinschaftsbildende 

Veranstaltung beschrieben werden – ganz 

zu schweigen von identitären Ausdrucks-

formen, die den Menschen als Funktion 

zugeschriebener Eigenarten behandeln.

Ein „Wumms“ also, die denkbare Reak-

tion eines im Auto festgeschnallten Kin-

des auf eine Karambolage, fällt als politi-

sche Aussage in die Kategorie „platt, aber 

nicht gefährlich“. Abgesehen von der be-

trüblichen Einschätzung unserer Verständ-

nisfähigkeit handelt es sich lediglich um 

ein Selbstlob dessen, der uns erklären will, 

wie sehr er sich unseretwegen ins Zeug ge-

legt habe. Anders als im Falle der „Ruck-

Rede“ eines Bundespräsidenten ist damit 

allerdings nicht die Aufforderung verbun-

den, wir sollten uns bewegen, und zwar in 

eine bestimmte Richtung.

 „ALLMÄHLICHE VERFERTIGUNG 
DER GEDANKEN BEIM REDEN“

Sehr wohl zur Mitwirkung aufgerufen sind 

wir jedoch, wenn die Beeinträchtigung 

des Redeflusses der Gendergerechtigkeit 

dienen soll oder wenn ein neu ins Amt  ge- 

kommener Minister uns jedenfalls an-

fangs an seinen Gewissensqualen teilha-

ben und deren Auflösung zu Ende denken 

ließ, als sei Heinrich von Kleists Traktat 

Über die allmähliche Verfertigung der Gedan-
ken beim Reden ein Lehrbuch der Rhetorik.

Auch diese beiden sonst recht unter-

schiedlichen Versuche unserer Einbezie-

hung sind kaum beängstigend und schei-

nen sich auf wiederum verschiedene Wei- 

se von selbst zu erledigen. Ohne Gewalt 

 gegen die Sprache oder die Logik kann  

man dem Gendergebot entsprechen, wenn 

 geschlechtsneutrale Bezeichnungen wie 

„Studierende“ zur Hand sind. Der unbe-

dingte Zwang jedoch führt sich ad absur-

dum, so etwa, wenn in einer Nachrichten-

sendung zu hören ist, „die Mehrheit der 

Teilnehmer:innen“ sei „weiblich“  gewesen. 
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Der Minister schließlich, der uns mitneh-

men will, indem er uns zu Leidensgenos-

sen macht, wurde längst von der Wirklich-

keit eingeholt und klingt inzwischen eben 

wie ein Minister.

Schon bedenklicher  – wenn auch 

ohne irreführende Absicht  – ist es, dass 

viele Nachrichtenredaktionen der Rund-

funkanstalten mit der indirekten Rede 

„auf Kriegsfuß“ zu stehen scheinen. So 

hört man immer wieder, eine Regierung, 

ein Politiker oder ein Verband habe ange-

kündigt, man „würde“ dies oder jenes un-

ternehmen, obwohl solche Akteure, denen 

selten das notwendige Selbstvertrauen 

fehlt, sich durchaus nicht konditional aus-

gedrückt hatten, also keineswegs vor-

sichtshalber sagen wollten, sie „würden“ 

etwas in die Tat umsetzen, sollten gewisse 

Voraussetzungen erfüllt sein. Umgekehrt 

fehlt das „würde“ oft dort, wo es gefordert 

wäre: so in der Nachricht, die Grünen ak-

zeptierten jetzt das wiederzubelebende 

CETA-Abkommen, das sie vor Jahren ab-

lehnten, weil es „die Interessen der Kon-

zerne begünstigte“. Anders als der Nach-

richtenredakteur, der in diesem Falle nicht 

bemerkt hat, dass er sich die Meinung der 

damaligen Grünen zu eigen macht, weiß 

sein Arbeitgeber sehr wohl, was er tut, 

wenn er die zutreffend so genannte „Ge-

bühreneinzugszentrale“ zum „Beitrags-

service“ umbenennt. 

Ebenso deplatziert ist es, eine Sozial-

hilfe als „Bürgergeld“ zu bezeichnen, ob-

wohl es weder um einen staatsrechtlichen 

Status noch um einen kulturellen Habitus 

geht, die gemeinten Empfänger also kei-

neswegs „eingebürgert“ oder gar „bürger-

lich“ sein müssen. Immerhin verstehen 

wir meist richtig, was mit der verunglück-

ten indirekten Rede gemeint war, und die 

euphemistische  Bezeichnung der Rund-

funkfinanzierung lässt uns keineswegs de-

ren Zwangscharakter vergessen, auch wenn 

sie so klingt, als sei Franziska Giffey am 

Werk gewesen.

QUASISTÄNDISCHE 
REPRÄSENTATION 
IMAGINIERTER INTERESSEN

Ganz anders verhält es sich mit „Demo-

kratisierung“ und „Diskurs“ – zwei Kon-

zepten, die sich beständig weiterverbreitet 

haben, weil „Mehr Demokratie wagen“ 

und „Wir können über alles reden“ so 

klingt, als werde doch nur eingefordert, 

worauf wir uns im Grunde längst ver-

pflichtet hätten. Sollte Willy Brandts For-

derung nach mehr Demokratie politisch 

verstanden werden, sodass es darum gin-

ge, alle jeweils Betroffenen an allen sie je-

weils betreffenden Entscheidungen zu be-

teiligen, bliebe doch immer noch die Frage, 

wer damit eigentlich gemeint sein könnte. 

Wenn nämlich die soziale Ordnung im-

mer weniger dem Bild einer ständischen 

Gesellschaft entspricht, in der, sollte es  

sie je gegeben haben, alle sozusagen mit 

„Haut und Haaren“ deutlich unterscheid-

baren Gruppierungen angehörten und 

sich ihnen zurechneten, dann ist Teilhabe 

an Herrschaft und deren Kontrolle nicht 

mehr durch Addition solcher zugespro-

chenen Identitäten organisierbar. 

Versucht man es dennoch, so erweist 

sich der un demo kratische Charakter der 

Demokratisierung: Im harmloseren Falle 

als quasi ständische Repräsentation imagi-

nierter Interessen in einem Rundfunkrat, 

die man wie auch immer kombinieren 

kann, ohne Anforderungen an das Sende-

programm zu erkennen, oder aber in den 
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noch we niger hinnehmbaren, aber ver-

breiteten  Fällen, in denen etwa die Be-

schäftigten eines Bereiches ihre Interessen 

als eine Forderung des Allgemeinwohls 

präsentieren und zulasten der Nutzer 

durchsetzen; eine „Demokratisierung“, 

die auch durch die Unterscheidung zwi-

schen direkter und indirekter Betroffen-

heit nicht überzeugender wird.

Die andere, gegenwärtig noch gängi-

gere Behauptung eines Demokratiedefi-

zits, deren Fremd- und Selbstbezeichnung 

sich nicht vom griechischen demos, son-

dern vom lateinischen populus herleitet, 

löst das Problem der Bemessung von Be-

troffenheit auf simple Weise: Das schein-

bar inklusive „Wir sind das Volk“ wird 

gleich danach exklusiv durch Nennung 

derer ergänzt, die nicht dazugehören.  

Bei den amerikanischen Erfindern dieser 

Denkweise waren es in den 1880er-Jahren 

„millionairs and tramps“ – und nicht nur 

bei Donald Trump haben inzwischen 

Chinesen, Migranten und „Sozialschma-

rotzer“ die Rolle der Tramps, also der 

Landstreicher, übernommen.

BILDUNGSPROZESS ALS 
KOLLEKTIVE VERANSTALTUNG 

Doch ging es bei „Mehr Demokratie wa-

gen“ wirklich nur um politische Mitwir-

kungsrechte? Schon Brandts gequälte Er-

läuterung seiner Parole, „Demokratie“ sei 

als „grundsätzliches Prinzip“ zu verste-

hen (wie könnte ein Prinzip nicht grund-

sätzlich sein?), „das alles gesellschaftliche 

Sein des Menschen beeinf lussen und 

durchdringen muss“, deutet in eine ande-

re Richtung. Es blieb einem Pädagogen 

überlassen, die erzieherische Idee deutlich 

zu formulieren: Nach Hartmut von Hen-

tig kommt es darauf an, „demokratisch zu 

leben, nicht nur in einer Demokratie“. Ob 

Jean-Jacques Rousseau an dieser Stelle er-

wähnt werden muss oder auch nicht – wir 

haben es jedenfalls mit einem Bildungs-

prozess zu tun, der als kollektive Veran-

staltung gedacht ist, wobei der Weg schon 

als das Ziel erscheint.

DER DISKURS WIRD UBIQUITÄR

So auch im Falle des Diskurses, eines Be-

griffs, der aus einer sozialphilosophischen 

Schule stammend als gesunkenes Kultur-

gut in die Alltagssprache eingesickert ist. 

Wiederum bietet sich eine vordergründige 

Erklärung an, die wegen der angeblichen 

Harmoniesucht der Deutschen auch plau-

sibel wirkt: Diskurs klinge so viel um-

gänglicher als etwa „Auseinandersetzung“ 

oder gar „Streit“. Doch auch in diesem 

Falle steckt mehr dahinter. Es geht nicht 

um Politik als ein Entscheiden zwischen 

Handlungsalternativen, sondern um das 

(platonische, idealistische) Freilegen einer 

nur durch die beklagenswerten Gegeben-

heiten verdunkelten Übereinstimmung, 

was wiederum nach einer kollektiven Ver-

anstaltung verlangt, da der Einzelne „kei-

ne allgemeinen Interessen antizipieren 

kann“. Dem so argumentierenden Philo-

sophen gelingt dies freilich, während er 

allein an seinem Schreibtisch sitzt. Dis-

kurs wird jedenfalls ubiquitär, sei es als 

gedankenlos verwendete Floskel, wenn in 

der Einladung zur Mitgliederversamm-

lung eines Vereins ein Diskurs angekün-

digt wird, sei es als Rechtfertigung einer 

Verwechslung von Aufgaben, wenn die 

Direktorin der Kasseler documenta nicht 
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das Präsentieren von Kunst, sondern das 

In-Gang-Setzen von Diskursen als ihre 

Aufgabe hervorhebt, und schließlich auch 

in Verhaltensweisen, die dem Argumenta-

tionsmuster ohne Verwendung des Dis-

kursbegriffs entsprechen, indem ein Papst 

nur Entwicklungen anstoßen will, von 

 deren Ergebnissen er einstweilen keine 

Vorstellung hat.

Auch in solchen Fällen wird das Mit-

tel zum Ziel oder die Ziellosigkeit zum 

Mittel. Es entsteht der Glaube an eine ent-

grenzte Kommunikation, den es nicht ir-

ritiert, gleichzeitig als Selbstzweck sowie 

als Vielzweck dienen zu sollen, weshalb 

laut Jürgen Habermas „kein Fixpunkt 

mehr außer dem des demokratischen 

 Verfahrens selber“ benötigt wird. Vor-

sichtig ausgedrückt: Diesem Denken fällt 

es schwer, Gesellschaft als ein System ar-

beitsteilig verbundener Einheiten zu ver-

stehen, die in jeweils andersartigen Ver-

fahrensweisen ihrer eigenen Logik folgen.

Gegen solche Illusionen helfen sprach-

kritische Beiträge zu einem „Wörterbuch 

für Gedankenlose“, besonders in der Form 

der Glosse, also der geschärften Zunge. 

Ein neues „Wörterbuch des Unmenschen“ 

dürfte freilich gefordert sein gegen identi-

täre Parolen, denn diese sind im strikten 

Sinne unmenschlich, weil sie Rechte und 

Erkenntnisfähigkeit nicht dem Menschen 

als solchem („wie er geht und steht“), son-

dern nur dem Träger bestimmter zuge-

schriebener oder von ihm selbst rekla-

mierter Eigenarten zugestehen.
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